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Abonnementpreis vierteljährig 3 Kr. 


1. 


Errichtung des k. u. k. Militär-General-Gouver- 
nements in Lublin. 


Seine k. u. k. Apostolische Majestät haben 
mit allerhöchster Entsehliessung vom 17 August 
1915 den Generalmajor Erich Freiberrn von Diller 
zum Militärgeneralgouverneur für die in öster.- 
ungarischer Militärverwaltung stehenden Gebiete 
Polens (Okkupationsgebiet), ferner den General- 
major Karl Lustig von Preanfeld zum Stellver- 
treter des Militärgeneralgouverneurs allergnädigst 
zu ernennen gerüht. 

Gleichzeitig wurde mit dem Verordnungs- 
blatt VIII der k. u. k. Militärverwaltung in Po- 
len die Aufstellung des Militärgeneralgouverne- 
ments in Kielce, seit dem 1. Oktober in Lublin 
verfügt. 

Das Militärgeneralgouvernement ist das | 
höchste ausübende Organ der Regierungsgewalt 
und die oberste entscheidende Instanz für die 
gesammte Rechtsprechung und Verwaltung. 

Die Militärgouvernements Kielce und Piotr- 
köw sind aufgelöst. 
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Am 1 und 15 eines jeden Monats wird von 
nun an für den Kreis: Hza en Amtsblatt erschei- 
nen, g'e i 
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Zweck desselben ist die Verbreitung und 
allfällige Erläuterung der ‘im Verordnungsbla 
der k. u. k. Militärverwaltung in Polen k 
gemachten Vorschriften, Erlassung näherer A 
nungen örtlicher Natur an die Bevölkerung, E 
lung von Weisungen und Durchführungsmassna 
men an die Gendarmeriepostenkommandos, sc 
an die Gemeinden. Es obliegt den Gemein 
stehern, Veröftentlichungen das Amtsblatte 
von allgemeinem Interesse sind, ausserdem 
nach eigenem Ermessen oder über ausdrüc 
Weisung auf ortsübliche Art durch Maueran 
öffentliches Ausrufen u, dgl. zu verlaut 
auch sonst in jeder Weise für die weite: 
breitung des Amtsblattes Sorge zu tragen, 


Sr 


Das Amtsblatt muss im jeder Gemein 
lei und in jeder Ortschaft bei dem dort wohn 
den Gemeinderäte oder bei dem Schulzen 
liegen und kann dort von jedermann unentg 
lich eingesehen werden. Überdies werden 3 
alle grösseren Gasthäuser das A 
zulegen haben. 


Das Amtsblatt wird kostenlos A 
den allen Gemeindevertretungen, Schulleit 
Pfarrämtern, Gendarmeriepostenkommanden ` 
Finanznachabteilungen. 4 D 


Der Amtssitz des k. u. k. Kreiskommaı 
liza befindet sich in Wierzbnik, wohin man: 
in allen Amtssacken zu ner hat. TE 
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3. 


Gemäss Absatz B. Punkt 3 der allgemeinen 


Grundzüge über die Regelung der k, u. k. Mili- 
tärverwaltung in den besetzten Gebieten Polens 
bleibt die bisherige Organisation und Kompetenz 
der Gemeindegerichte unverändert aufrecht. 

Die Gerichtsbarkeit der Gemeindegerichte 
im Kreise Ilza wird mit Berufung auf „Recht, 
Gesetz und Gewissen“ unter Aufsicht des Militär- 
gerichtes des k. und k. Kreiskommandos Dia 
ausgeübt. 

Die Kompetenz der Gemeindegerichte 
umfasst; 

A) in Zivilrechtsangelegenheiten. 

1) Alle Klagen aus Verpflichtungen, Vera- 
bredungen und über Rechte auf beweglichen Sa- 
chen, deren Wort 300 Rubel nicht übersteigt, 


ferner Schadenersatzklagen, diese letzteren auch 


dann, wenn zur Zeit der Einbringung der Klage 


Em ` É ` = b S 
ER der Schadenwert noch nicht bezeichnet werden 


konnte, 
2) Begehren um Restitution des gestörten 


a 


= oder verlorenen Besitzes innerhalb eines Jahres 


vom Zeitpunkte der orfolgten Störung oder des 
Besitzverlustes, ausgenommen jene Fälle, die durch 
den Krieg verursacht werden. 

3) Gesuche um Sicherstellung der Beweise 
ohne Rücksicht auf die Geldsumme. 

4) Gesuche um zwangsweise Vollstreckung der 
Rejentalakten (Notariatsakten mit den Schieds- 
 gerichtsakten nicht zu verwechseln). 

i 5) Gesuche um zwangsweise Vollstreckung der 
protestierten Reverse, sofern der Wert des Objek- 
tes respektive Rechtes 300 Rubel nicht übersteigt. 

6) Verlassenschaften nach den Bauern bzgl. 
der sogenannten Ukaz-Grundstücke (jener, die den 
Bauern anlässlich der Aufhebung der Leibeigen- 
schaft überwiesen wurden) und zwar ohne Rück- 


| sicht auf das Grundflächenausmass, 


7) Klagen wegen Übertretung der Vorschrit- 

ten über Verkauf von Grundstücken. 
Ausgenommen von der Judikatur der Ge- 

meindegerichte sind: Klagen über Eigentumsrechte 


an unbeweglichen Sachen und dingliche Rechte 


an Immobilien: über Servitutenrechte, Bergrechts- 
sachen, endlich Klagen aus Verträgen mit Finanz- 
verwaltungen und über Erfindungen und Privilegien. 
B) In Strafsachen. 
1) Übertretungen, für welche im Frieden- 
richterstrafgesetze folgende Strafen festgesetzt 
sind: 


a) Verweise, Verwarnungen und Vormer- 


» kungen. 


b) Geldstrafe bis 
300 Rubel. 

c) Arreststrafe im 
Monaten. 

d) Gefängnisstrate bis zu einem Jahre, 


zum Höchstbetrage von 


Höchstausmasse vom 3, 


2) Dienstboten und Arbeiterangelegenheiten. 

3) Jagdangelegenheiten. 

Ausgenommen von der Judikatur der Ge- 
meindegerichte sind Strafangelegenheiten, wenn: 

a) mit der Strafe die Abschiebung des Be- 
schuldigten aus dem Autenthaltsorte, Verbot der 
Ausübung des Handels oder der Gewerbe oder die 
Sperrung der Handels- oder Gewerbeanlagen 
verbunden ist, 

b) der Schadenersatzbetrag 300 Rubel über- 
steigt, 

c) die Übertretung durch Personen, welche 
dem Militär- oder staatlichen Verwaltungsstande 
angehören, begangen wurde, 

d) die Übertretung in tätlicher oder wörtli- 
cher Beleidigung eines Gendarmen bei der Aus- 
übung des Dienstes begangen wurde. 

Bei Verhängung von Strafen wegenVerletzung 
der Finanzärarischen Verwaltungsgesetze, der Vor- 
schritten über Leistungen (Vorspänne für Eıhal- 
tung der Strassen etc.) und über das -Handels-, 
Fabriks- und Handwerkgewerbe haben die Ge- 
meindegerichte das Strafgesetz anzuwenden, ohne 
hiebej die ihnen zustehende Strafgewalt zu über- 
schreiten. 

Gegen alle Urteile der Gemeindegerichte 
steht ausnahmslos die Beschwerde an das Militär- 
gericht des k. u. k. Kreiskommandos Iłża in 
Wierzbnik als 2. und zugleich letzte Instanz offen, 
welches endgültig entscheidet. 


Sie muss binnen 14 Tagen beim Gemeinde- 
gerichte schriftlich oder mündlich zu Protokoll 
erhoben werden. In diesem Falle ist der Origi- 
nalakt (nicht Abschriften) mit der Beschwerde- 
schrift unverzüglich an 2, Instanz rekom. vor- 
zulegen. 


Die Amtssprache der Gemeindegerichte sind 
die deutsche und polnische Sprache. 


Die rechtskräftigen Urteile der Gemeinde- 
gerichte müssen durch die Gemeindevorsteher 
genau vollzogen werden. Eine Weigerung oder 
andere Pflichtverletzung in Bezug auf den Völlzug 
der Urteile wird mit Geldstrafe bis 500 Kronen; 
eventuell Arrest bestraft werden. en 


Die Arreststrafen sind grundsätzlich im Ge- 
meindearreste zu vollziehen. 

Die zu Kerkerstrafe verurteilten sind durch 
die Gendarmerie in das Militärgefängnis beim 
Kreiskomnando zu überstellen. 

Jedes Gemeindegericht hat ein Kassabuch zu 

führen; die im Laufe des Monates eingezogenen 
Geldstrafen sind am Schlusse des Monates an die 
Kassa des k. u. k. Kreiskommandos mit Verzeichnis 
abzuführen, 


Ausgenommen von der Kompetenz der Ge- 
meindegerichte sind: 

1) Rechtssachen, welche die Teilung unbe- 
weglicher Sachen zur Folge haben können; 

2) Delikte gegen die österr,-ungarische oder 
mit ihr verbündete Armee, sowie 

3) die unter das Standrecht fallenden straf- 
baren Handlungen. 


Die Gemeindevorsteher werden hiermit aut- 
gefordert,— sofort die Namen der Mitglieder des 
zuständigen Gerichtes, sowie auch die Namen 
jener Richter bekauntzugeben, welche noch in 
"der Gemeinde wohnen. Endlich sind jene Perso- 
nen namhaft zu machen, die an Stelle der fehlen- 


den Richter in das Gericht einzuberuten wären. 


Die Würde eines Gemeinderichters kann 
nur unbescholtenen intelligenten Personen, makel- 
losen Charakters und guten Leumundes verliehen 
werden, wobei auch nach Tunlichkeit die Kennt- 
nis der bisher in Polen geltenden Rechtsvor- 
schriften notwendig wäre, 


4. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 25. August 1915, 


betreffend das Passwesen. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten 
Oberbefehles übertragenen Betugnisse der obersten 
Zivil- und Militärgewalt finde Ich für die in 
österreichisch-ungarischer Militärverwaltung ste- 
henden Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) anzu- 
ordnen, 'wie folgt: 


Se 
Ausweispflieht. 


Jedermann ist verpflichtet, sich auf behörd- 
liches Verlangen über seine Person, seine Iden- 
tität und Beschäftigung auszuweisen. 


§ 2. 
Identitätskarten. 


Zur Erleichterung der Ausweispflicht kann 
vom Kreiskommando auf Verlangen der Partei 
auf Grund entsprehender Nachweise eine Iden- 
titätskarte nach dem als Beilage A angeschlos- 
senen Formulare ausgestellt werden. 


§ 3. 


Passzwang. 


Wer die Grenze des Okkupationsgebietes 
überschreitet, muss den im $ 1 vorgeschriebenen 
Ausweis mittels eines Reisepasses leisten. 


S 4. 
Reisepass. 


Für Personen, die von auswärts in das Okku- 
pationsgebiet kommen, muss der Reisepass den 
Anforderungen der Verordnungen des österreichi- 
schen Gesammtministeriums vom 15. Jänner 1915, 
Nr. 11 R.-G.-Bl. und vom: 18. Mai 1915, Nr. 124 
R.-G.-Bl,, oder des ungarischen Gesammtministe- 
riums vom 16. Jänner 1915, Nr. 285/M.-E., entspre- 
chen, ausdrücklich für die Reise in das Okkupa- 
tionsgebiet ausgestellt und mit dem Visum des 
Kriegsministeriums oder des Armeeoberkommandos 
(Etappenoberkommandos) bezw. einer seiner ex- 
ponierten Passvidierungsstellen versehen sein. 

Für andere Personen wird der Reisepass auf 
Grund der entsprechenden Nachweise—nach dem 
als Beilage B angeschlossenen Formulare—vom 
Kreiskommando ausgestellt, in dessen Amtsgebiete 
der Passwerber seinen ordentlichen Wohnsitz hat 
oder seine Erwerbsarbeit oder Beschäftigung ausübt. 

Der Reisepass muss mit einer das Aussehen 
des Reisenden getreu wiedergebenden Photogra- 
phie und mit einer amtlichen Bescheinigung des 
Kreiskommandos darüber versehen sein, dass der 
Passinhaber tatsächlich die durch die Photographie 
dargestellte Person ist. 

Die Photographie hat der Reisende auf dem 
Bilde selbst vor dem ausstellenden Kommando 
eigenhändig mit Tinte zu unterschreiben. Die Pho- 
tographie ist in den Reisepass einzukleben und 
mit dem Amtssiegel des Kommandos in der Weise 
zu versehen, das dieses etwa zur Hälfte auf der 
Photographie, zur anderen Hälfte auf dem Papiere 
des Reisepasses angebracht ist. 

In jedem Reisepasse muss der Zweck und 
das Ziel der Reise angegeben sein. 


§ 5. 
Grenzverkehr. 


Für Grenzbewohner, deren Wirtschaftsbetrieb 
die wiederkehrende Überschreitung der Grenze 
des Okkupationsgebietes erfordert, kann der Mi- 
litärgeneralgouverneur die notwendigen Erleich- 
terungen von den Vorschriften der $$ 3 und 4 
bewilligen und die Art der Ausweisleistung im 
Grenzverkehre regeln. 


§ 6. 


Sonderbestimmung für Geschäftsreisende 
ausder Monarchie. 


Für Personen, die sich mit einem bestätigten und 
vidierten „Auskunftsbogen“ nach dem als Beilage 
© angeschlossenen Formulare als Vertreter eines 
gewerblichen Unternehmens ausweisen, ist das im 
§ 4, Absatz 1 vorgeschriebene Visum des Reise- 
passes nicht ertorderlich. 


ER) 
Sonderbestimmung für angeworbene 
Lohnarbeiter. 


Der in den $$ 1 und 3 vorgeschriebene 
Ausweis kann von Arbeitnehmern, die als Lohn- 
arbeiter angeworben wurden, und für ihre gemäss 
$ 14 der Verordnung des Armeeoberkomman- 
danten vom 27. Juni 1915, Nr. 21 V.-Bl., im Ar- 
beitsvertrage bezeichneten Familienangehörigen 
sowohl im Innern als auch bei Überschreiten der 
Grenze des Okkupationsgebietes, statt mittels 
eines Reisepasses, mittels des in $ 10 der erwähn- 
ten Verordnung bezeichneten Exemplares des Ar- 
beitsvertrages geleistet werden. 


$ 8. 


Sonderbestimmung tür Flüchtlinge. 


Jeder Flüchtling, der aus Feindesland kom- 
mend, den Schutz der k, u. k. Kommandos oder 
Behörden anruft, erhält—wenn sich gegen seine 
Person oder Beschäftigung kein Bedenken ergibt— 
vom Kreiskommando, in dessen Amtsgebiete er 
betreten wird, eine Aufenthaltsbewilligung in Form 
der im § 2 bezeichneten Identitätskarte. In die- 
sem Falle ist der Identitätskarte ein besonderer 
Vermerk über Art und Ort der zugewiesenen 
Unterkunft und Arbeit beizufügen. 


§ 9. 
Verkehrsbeschränkungen im engeren 
Kriegsgebiete. 


Im engeren Kriegsgebiete können die zu- 
ständigen Kommandos Beschränkungen und Ver- 
bote des Verkehres sowie besondere Arten der 
Ausweisleistung festsetzen. 


§ 10. 


Ausweisleistung von Militärpersonen 
und militärisch Bediensteten, 


Durch die §§ 2 bis 8 wird die Art der Aus- 
weisleistung der Angehörigen der bewaffneten 
Macht der österreichisch-ungarischen Monarchie 
oder des Deutschen Reiches sowie der von der 
bewaffneten Macht verwendeten öffentlichen Be- 
amten nicht berührt. 


$ 11. 
Stempelgebühren. 


Die Stempelgebühr für Reisepässe beträgt 
zehn Kronen. d 

Identitätskarten, ferner die auf Grund der 
§§ 5 oder 9 ausgestellten Bewilligungen und Aus- 
weispapiere, sowie Gesuche um Ausweispapiere 
jeder Art sind stempelfrei, 


§ 12. 
Übertretungen, Strafen. 


Übertretungen dieser Verordnung werden; 
wenn sie auf einen Nachteil für die österreichisch- 
ungarische oder verbündete Wehrmacht oder auf 
einen Vorteil tür den Feind abzielen, als Ver- 
brechen wider die Kriegsmacht nach $$ 327 und 
328 M.-St. G. geahndet. 

In allen anderen Fällen werden Übertretun- 
gen dieser Verordnung vom Kreiskommando mit 
Geldstraten bis höchstens zweitausend Kronen 
oder mit Arrest bis höchstens sechs Monate be- 
straft. 


§ 13. 
Wirksamkeitsbeginn, 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der 
Kundmachung in Kraft. 

Die Verordnungen des Armeeoberkomman- 
danten vom 16. Februar 1915, Nr. 2 V.-Bl., und 
vom 31. Mai 1915, Nr, 14 V.-Bl. sind aufgehoben. 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p, 


(Beilage An) 


Identitätskarte. 


($ 2 der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 25. August 1915, Nr. 35 V.-Bl.) 


Kreiskommando: 
Ni- ausgestellt am: 


Gültig bis: 


für: 


Name: 


ee. See me 
Staatsbürgerschaft: 

Religion: ` ` 
Ee GE 


(Rückseite,) 
Personsbeschreibung des Inhabers: 
Geböröikammttionspahiste eintül 


d GE EEE EE 
Augen: 
Haare: 


Besondere Kennzeichen: 


Spricht Sprachen: 


Eigenhändige Unterschrift: 


Wer die Identitätskarte nachmacht oder verfälscht oder einem anderen überlässt, wird nach den 
- Strafgesetzen behandelt. 


(Beilage Bei 
(16 Seiten enthaltend.) 


Seite 1, 


Im Namen Sr. k u. k. Hoheit 
des k. u. k. 
Armeeoberkommandanten 
um Ja 
für 
Beri te cn. Rz 


Stu@tsbürgerschüfe it. SRH, 8 
Religion: 
Wohnsitz: 


Arbeits- oder ) 
Beschäftigungsort: ) 


Seite 3 


D selbe reiset 


"EE Eee ern SE ra er 
Dieser Pass ist gültig: 
= == > — FT Ss 


E 
Fersonsbeschreibung des Inhabers: 

Geburtsjahr: 

Statur: 

Gesicht: `` 

Haare: 


Augenzi Ma. Së aa a rk EE A et ger 
Mund: 
Nase: | 


Besondere Kennzeichen: 


Spricht Sprachen: 


Eigenhändige Unterschrift des Inhabers: 


osalp HW 


uswuwuloy pun 
uswen 


RÉISER 


Aetggieu 3 


110 
-s}mq39 


ws | puss Jay | 


i 


IUIS: |jm 
op 


| 
| 


usäny sıuu} 


(Beilage Ph 
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Von der 


Auskunftsbogen. 
(Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 25. August 1915, Nr. 35 V.-Bl.) 


geboren Schein, See an dee Edles. A E ET 
Staatsbürgerschaft: 
Religion ol 195 ‚malinjen US ET f aanne mea nano sosai] - 


versehen mit einem der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 25, August 1915, 


Nr. 35 VDL, entsprechenden Reisepasse zur Reise in das k. und k. ÖOkkupationsgebiet, 


ausgestellt von: 2. Dimminsdasamıa.3sb.oausbzaseik: 


; Inhaber 
% egenen 
SES Vertreter 


eeler 
nichtprotokollierten 


erzeugt 
handelt mit DEE ERENNERT nn mn nennen unnennmannnennnnennenn 


Die Firma *) 


in das k. und k. Okkupationsgebiet ausführen: 


WEE EEN EES EES KEEN Ee 


will®) 


e Ausfuhr in das k. und k. Okkupationsgebiet $ (Austrittstelle) 
* SA + * 
sada Einfuhr aus dem k. und k. Okkupationsgebiete „sch orogen: SBS, (Einbruchstelle) 


Es wird bestätigt, dass gegen die Vertrauenswürdigkeit der obbezeichneten Firma und ihres 


Vertreters kein Bedenken besteht. 


Visum der Handels- und Gewerbekammer, in deren Unterschrift der Gewerbebehörde, in deren Sprengel 


Sprengel die Firma ihren Sitz hat. die Firma ihren Sitz hat. 


*) Nicht Zutreffendes ist zu streichen, 


Reisepässe und Identitätskarten werden vom 
k. und k. Kreiskommando in Wierzbnik aus- 
gestellt, zu welchem Zweck man persönlich zu 
erscheinen hat. Gleichzeitig sind die Personal- 
dokumente sowie nach Tunlichkeit ein die Zustän- 
digkeit nach einer Gemeinde des Kreises Iłża 
bestätigendes Zeugnis vorzulegen. 

Bei Bitten um Ausstellung eines Reisepasses 
ist überdies eine Photographie, welche in den 
Reisepass eingeklebt werden soll, vorzulegen. 

Der Bittsteller muss auch durch eine Bestä- 
tigung der zuständigen Gemeinde nachweisen, dass 
er sich eines guten Leumundes erfreut und seine 
Bitte berücksichtigungswürdig ist. 

Dieses Dokument muss auch vom zuständigen 
Pfarramt bzw. durch die sei Kultusgemeinde 
bestätigt werden, i 


D. 


- Verordnung des Armeeoberkommandanten 
von 16. Februar 1915, 


betreffend das Meldewesen. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten 
Oberbefehles übertragenen Befugnisse der obersten 
Zivil- und Militärgewalt finde Ich für die in 
österreichisch-ungarischer Militärverwaltung ete- 
henden Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) an- 
zuordnen wie folgt: 


ER) 
Meldepflicht. 


Jeder Unterstandgeber hat jeden bei ihm 
übernachtenden Unterstandnehmer — mag er ihm 
entgeltlich oder unentgeltlich, dauernd oder vor- 
übergehend, als Mietpartei, auf Grund eines Ver- 
wandtschafts-, Dienst- oder Arbeitsverhältnisses 
oder aus welchem Anlasse immer Unterstand ge- 
währen—nach Massgabe dieser Verordnung anzu- 
melden und uach dessen Abreise, das ist nach 
dem Autgeben des Unterstandes, abzumelden. 


82. 
Meldestelle, 


Die Anmeldungen und Abmeldungen sind 
beim Gemeindevorsteher zu erstatten, 

Der Gemeindevorsteher sammelt die Meldun- 
gen, hält sie übersichtlich nach dem Tage des 
Einlangens geordnet in Evidenz und führt hier- 
über ein Nachschlagregister. 


9 
§ 3. 
Eris tem 


Der Unterstandgeber hat die zur Anmeldung 
erforderlichen Auskünfte vom Unterstandnehmer 
gleich bei dessen Ankunft einzuholen und die 
Anmeldung und Abmeldung binnen 24 Stunden 
nach dem Eintreffen oder nach der Abreise des 
Unterstandnehmeıs zu erstatten, 


84: 
Art der Meldung. 


Die Anmeldung und Abmeldung ist mittels 
Meldezettels zu erstatten, der folgende Rubriken 
enthält: d 

1. Name des Unterstandgebers und. Adresse 
des Unterstandes; 

2. Tag, an dem der Unterstand‘ bezogen 
wurde; 

d Vor- und Zuname, Stand und Beschäfti- 
gung des Unterstaudnehmers; 

4. Staatsbürgerschaft, en und ständiger 
Wohnort des Unterstandnehmers; 

5. Reiseurkunden oder sonstige Legitima- 
tionspapiere; 

6. Begleitung; 

. Tag der Abröide und voraussichtlich näch- 
ster en des Unterstandnehmers. 


U 


Die Anmeldung erfolgt durch Vorlage 
zweier, in den Rubriken 1 bis 6 ausgefüllter und 
vom Unterstandgeber unterschriebener Meldezet- 
tel. Ein Exemplar der Meldezettel wird nach 
amtlicher Bestätigung der erstatteten Meldung 
und ihres Zeitpunktes dem Unterstandgeber zu- 
rückgestellt. 


Die Abmeldung erfolgt durch Abgabe des 
zurückgestellten, in der Rubrik 7 ausgefüllten 
und vom Unterstandgeber neuerlich unterschrie- 
benen Meldezettels. 


SO. 
Fremdenbuch. 


Gastwirte haben überdies die in $ 4 unter 2 
bis 6 bezeichneten Angaben in ein eigenes mit 
fortlaufenden Seitenzahlen versehenes Fremden- 
buch einzutragen, das die in $ 4 unter 2 bis 7 
bezeichneten Rubriken enthält. 

Die unter 7 bezeichneten Angaben sind vom 
Gastwirte am Tage der Abreise ‚des Unterstand- 
nehmers in die betreffende Rubrik des Fremden- 
buches einzutragen. 


§ 6. 
Revision durch die Gendarmerie. 


Der Gemeindevorsteher hat die Sammlung 
der Meldezettel und das Nachschlagregister, der 
Gastwirt das Fremdenbuch stets zur Einsicht der 
k.u.k. Kommandos, insbesondere der Gendarme- 
tie, bereitzuhalten. 


Die Gendarmerie nimmt periodische Revi- 
sionen vor, deren Zeitpunkt vorher nicht bekannt- 
gegeben wird. Jede Verzögerung in der Vorlage 
und jeder Mangel bei der Führung der erwähnten 
Behelfe begründet eine Übertretung dieser Ver- 
ordnung. 


SV. 
Auskunftpfliecht. 


Der Unterstaudnehmer hat dem Unterstand- 
geber die zur Erfüllung der Meldepflicht erfor- 
derlichen Auskünfte zu erteilen. 


Verweigert er dies, oder ergeben sich gegen 
die Richtigkeit seiner Angaben Bedenken, oder 
gelangen Umstände zur Kenntnis des Unterstand- 
gebers, die geeignet sind, gegen den Unterstand- 
nehmer den Verdacht sicherheits- oder staats- 
gefährlicher Umtriebe zu erwecken, so hat der 
Unterstandgeber ungesäumt bei der Gemeinde 
oder beim nächsten Gendarmeriepostenkommando, 
am Standorte eines k. u, k, Kreiskommandos bei 
diesem, die Anzeige zu erstatten, 

Jeder Unterstandgeber ist verpflichtet, den 
k. u. k, Kommandos sowie auch der Gendarmerie 
auf Verlangen Auskunft ‘über Name, Stand, Be- 
schättigung oder sonstige Verhältnisse seiner 
Unterstandnehmer zu geben. 


§ 8. 
Strafbestimmungen. 


Übertretungen dieser Verordnungen werden 
vom Kreiskommando mit Geldstrafen bis höchstens 
zweitausend Kronen oder mit Arrest bis höchstens 
sechs Monate bestratt. 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


6. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten ih 
von 16. Februar 1915, 


betreffend den Besitz von Waffen, 
Munitionsgegenständen und Spreng- ` 
stoffen. 


Auf Grund der Mir Kraft Allerhöchsten 
Oberbefehles übertragenen Befugnisse der ober- 
sten Zivil- und Militärgewald finde Ich für die in 
österreichisch-ungarischer Militärverwaltung ste» 
henden Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) an- 
zuordnen, wie folgt: 


ER? 


Waffen und Munition für Feuerwaffen müs- 
sen innerhalb der vom Kreiskommando mittels 
Kundmachung festzusetzenden Frist an einem 
gleichzeitig zu bestimmenden Orte abgeliefert 
werden. 

Von der Pflicht zur Ablieferung sind aus- 
genommen; 


a) die zum Tragen von Waften oder Muni- 
tion berechtigten, von der österreichisch-unga- 
rischen Militärverwaltung herangezogenen Beam- 
ten und Angestellten beztiglich jener Waffen und 
Munition, die zur vorschriftsmässigen Ausrüstung 
oder zur Amtskleidung gehören; 

b) das im ausübenden Dienste stehende, von 
der österreichisch-ungarischen Militärverwaltung 
bestelle Wachpersonal bezüglich jener Waffen und 
Munition, zu deren Gebrauche es ermächtigt wird; 

c) die Mitglieder der der österreichisch-unga- 
rischen bewaffneten Macht angereihten oder ihr 
unterstellten Krieger-, Bürger- oder Schützenkorps; 

d) die zur Erzeugung oder zum Verkaufe 
von Waffen oder Munition dureh die österrei- 
chisch-ungarische Militärverwaltung ermächtigten 
Personen bezüglich jener Gattung und Menge von 
Waffen und Munition, hinsichtlich deren sie 
nachweisen können, dass sie sie auf Bestellung der 
österreichisch-ungarischen Kriegsverwaltung abzu- 
liefern haben. 


Waffen von künstlerischem oder historischem 
Werte können mit Genehmigung des Kreiskom- 
mandos dem Inhaber ausnahmsweise belassen 
werden, 

Das Kreiskommando kann bestimmten, ver- 
trauenswürdigen Personen aut Widerruf das Tra- 
gen von Waffen und Munition insoweit gestatten, 
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als dies zur persönlichen Sicherheit oder zur 
Sicherheit des Eigentums unumgänglich notwen- 
dig ist. 
E) 
Sprengstotte müssen innerhalb der vom Kreis- 
kommando. mittels Kundmachung festgesetzten 


Frist an einem gleichzeitig zu bestimmenden Orte 
abgeliefert werden. 


Von der Pflicht der Ablieferung sind ausge- 
nommen: 


a) die zur Erzeugung und zum Verkaufe von 
Sprengstoffen durch die österreichisch-ungarische 
Militärverwaltung berechtigten Personen bezüglich 
jener Gattung und Menge, hinsichtlich deren sie 
nachweisen können, dass sie sie auf Bestellung 
der österreichisch-ungarischen Kriegsverwaltung 
ahzulieferu haben; 


bi die Bergbauunternehmungen hinsichtlich 
jener Sprengstoffe, die zu Betriebszwecken benö- 
tigt werden, soweit sie eine Bewilligung hiefür 
vom Kreiskommando erwirkt haben; 


c) jene Personen, die vom Kreiskommando 
zum Zwecke des Betriebes einer Gewerbeunter- 
nehmung in bestimmtem Umfange die Bewilligung 
zum Bezuge der RER Sprengstolfe erwirkt 
haben. 


Sa 


Im. Falle des Besitzes von Waffen, Munition 
oder Sprengstoffen hat der Besitzer für deren 
zweckmässige Verwendung und Verwahrung Vor- 
sorge zu treffen; die Gemeinde ist tür die Beob- 
achtung der notwendigen Vorsichten innerhalb 
Gebietes verantwortlich. 


§ 4. 


Dürch diese Verordnung wird das Tragen 
und der Besitz von Waffen, Munitiongegenständen 
und Sprengstoffen für Zwecke der österreichisch- 
ungarischen oder der verbündeten Wehrmacht 
nicht berührt. 


§ 5. 

Übertretungen dieser Verordnung oder der 

auf Grund derselben erlassenen Vorschriften wer- 
den, wenn sie auf einem Nächteil tür die österrei- 
chisch-ungarische oder verbündete Wehrmacht 
oder auf enen Vorteil mr den Feind abzielen, 


als Verbrechen wider‘ die  Kriegsmacht geg 
Sg: 327 und 328 M.-St.-G. geahndet. 


In allen anderen Fällen werden Übertretun- 
gen dieser Verordnung von Kreiskommando mit 
Geldstrafen bis höchstens zweitausend Kronen 
oder mit Arrest bis zu höchstens sechs Monate 
bestraft, 


$ 6. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage der 
Kundmachung in Wirksamkeit. 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


Ge Grund dieser Verordnung wird vom 
k. u. k. Kreiskommando in Wierzbnik folgendes 
sen 


Waffe und Munition ist unverzüglich späte- 
stens aber bis zum 20. Oktober 1. J. dem k.u. k: 
Kreiskommando in Wierzbnik, oder dem nächsten 
Gendarmerieposten abzuführen. 


Personen, welche um Bewilligung zum 
Waffentragen bittlich werden wollen, oder die 
bereits in ihrem Besitz befindliche Waffe wei- 
terhin behalten möchten, haben darum in der 
oben angegebenen Frist, persönlich beim k. u. k, 
Kreiskommando in Wierzbnik anzusuchen und 
gleichzeitig ein Identitätszeugnis, ferner ein vom 
Gemeinde- und Ptarramt bzw. israelitischen Kultus- 
gemeinde ausgestellten Nachweis vorzulegen, dass 
der Bittsteller eine unbescholtene vertrauenswür- 
dige Person ist und die Waffe dringend zur Aus- 
übung seines Berufes, Dienstes oder zur persön- 
lichen Sicherheit benötigt. 


In erster Linie könnten die von den in Ära- 
rialwäldern angestellten Förstern und Hegern, 
Gemeindevorstehern und Schulzen, sowie Ge- 
meindepolizisten, und Feldhütern vorgebrachten 
Bitten um Bewilligung zum Waffentragen be- 
rücksichtigt werden. 


Was die Sprengstoffe und inbesonders die 
oft auffindbaren blindgegangene Granaten, Hand- 
bomben etc. anbetrifft, so haben die Gemeinde- 
vorsteher und Schulzen von einem derartigen 
Fund unverzüglich dem nächsten Gendarmerie- 
posten Anzeige zu erstatten und vorläufig bis 
zum Erscheinen eines Gendarmen für die sichere 
Aufbewahrung der vorgefundenen Sprengstoffe 
Sorge zu tragen, 


A 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 23. April 1915, 


betreffend die Standesregister. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Ober- 
befehles übertragenen Befugnisse der obersten 
Zivil- und Militärgewalt finde Ich für die in öster- 
reichisch-ungarischer Militärverwaltung stehenden 
Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) anzuordnen, 
wie folot: 


SI. 
Mätrikenführung, 


Die Führung der Standesregister (Matriken) 
ist Aufgabe der k. u. k. Militärverwaltung und 
erfolgt unter der Leitung und Aüfsicht des Kreis- 
kommandos. 


82. 
Matrikenfälle. 


Gegenstand der Eintragung in die Standes- 
register sind: die Geburten, Eheschliessungen und 
Sterbefälle. 


8 3. 
Zuständiger Matrikenführer. 


Die Führung der Matrik obliegt für Ange- 
hörige der römisch-katholischen Kirche dem zu- 
ständigen Seelsorger, in allen anderen Fällen dem 
Vorsteher jener Gemeinde, in der sich der Matri- 
kental] ereignet hat. 

Der Kreiskommandant kann durch eine im 
Amtsblatte verlautbarte Verfügung die zuständi- 
gen Seelsorger einer anderen gesetzlich anerkann- 
ten Religionsgesellschaft mit der Führung der 
Standesregister für die Angehörigen dieser Reli- 
gionsgesellschaft betrauen. 


§ 4. 
Matrikenbücher. 


Die Standesregister werden nach dem als 
Beilage A angeschlossenen Formulare geführt. 
Geburts-, Ehe- und Sterbematriken werden in 
abgesonderte Bände mit fortlaufender Seitenzahl 
zusammengefasst, 

Die Matriken werden in polnischer Sprache 
geführt. 
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88. 
Anzeigepflicht. 


Jeder Matrikenfall ist dem zuständigen Ma- 
trikenführer ($ 3) binnen acht Tagen anzuzeigen. 

Die Anzeige muss alle zur Ausfüllung der 
Rubriken des vorgeschriebenen Formulares ($ 4) 
notwendigen Angaben enthalten, 

Der Anzeige von einem Sterbefalle ist der 
Totenbeschauschein anzuschliessen, 


Se 
Anzeigeptlichtige Personen. 


Die Geburtsanzeige obliegt dem ehelichen 
Vater, Ist der Vater nicht anwesend oder ausser 
Stande, die Anzeige zu machen, oder ist das Kind 
unehelich, so Let. die Anzeige vom. Geburtshelfer 
oder der Hebamme, in deren Ermanglung von 
demjenigen zu erstatten, in dessen Wohnung oder 
in dessen Hause das Kind geboren wurde. Tritt 
keiner dieser Fälle eiu, so ist die Mutter ver- 
ptlichtet, die anzeige zu veranlassen, 

Die Eheschliessung hat der Ehegatte, bei 
seiner Verhinderung die Ehegattin und, wenn auch 
sie verhindert ist, der Vater, dann die Mutter 
des Gatten, schliesslich der Vater, dann die Mut- 
ter der Gattin anzuzeigen. 

Die Todesanzeige hat der nächste Angehö- 
rige und, wenn dies unmöglich ist, derjenige zu 
erstaten, in dessen Wohnung oder in dessen Hau- 
se der Sterbetall eingetreten ist. 


e 7. 


Änderung und Berichtigung 
der Standesregister. 


Wenn infolge später eingetretener Tatsa- 
chen — wie durch Legitimierungen, Eheschei- 
dungen oder dergleichen — der Inhalt der Ma- 
trik den tatsächlichen Verhältnissen nicht mehr 
entspricht, hat der zuständige Matrikenführer die 
Matrik in der Weise zu ergänzen, dass die ur- 
sprüngliche Eintragung ersichtlieh bleibt. Die ur- 
kundlichen Nachweise für die eingetretene Aende- 
rung der Standesverhältnisse sind der Matrik an- 
zuschliessen. 

Berichtigungen der Standesregister wegen 
Unrichtigkeit der ursprünglichen Eintragung dür- 
fen nur aut Anordnung des Kreiskommandos vor- 
genommen werden. 


Zu e 
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Andere Aanderungen sind verboten. 

Die Seelsorger und Gemeindevorsteher ha- 
ben die rechtzeitige Erstattung der Anzeigen 
(§§ 5 und 6) sowie den Eintritt der im ersten 
Absatze bezeichneten Tatsachen zu überwachen 
und nach Erfordernis die Eintragung oder Ergän- 
zung von Amts wegen vorzunehmen oder —wenn 
sie nicht selbst zuständige Matrikenführer sind -- 
beim zuständigen Matrikentührer zu veranlassen, 


§ 8. 
Matrikenauszüge. 


Auszüge ausdem Standesregister müssen nach 
dem als Beilage B angeschlossenen Formulare aus- 
gefertigt werden. Die Eintragungen in die Aus- 
züge müssen nach Form und Inhalt mit den Ein- 
tragungen im Standesregister übereinstimmen ; sie 
sind vom zuständigen Matrikenführer zu unter- 
schreiben und mit dem Amtssiegel zu versehen. 


89. 
Beweiskraft. 


Den Standesregistern und den Matriken- 
auszügen kommt die Beweiskraft öffentlicher Ur- 
kunden zu, 


$ 10. 


Uebertretungen und Strafen. 


Uebertretungen dieser Verordnung werden 
vom Kreiskommando mit Geldstrafen bis zweihun- 
dert Kronen, im Falle der Uneinbringlichkeit der 
Geldstrafe mit Arrest bis zu zehn Tagen bestraft. 

Die Nachahmung oder Fälschung eines Ma- 
trikenbuches oder eines Matrikenauszuges wird 
nach den Militärstratgesetzen geahndet. 


Erzherzog Friedrich, FM., mp 
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(Beilage An? Formulare für andere Matrikenführer. 
1. Geburtsmatrik. 


R Ge- p 

© Eltern 
© m schlecht 

a © a SS 

GË 8 
get. g et o e y 

38 E aap Hmi BE Vor- und Zuname, Vor- und Zuname, Anmerkung 
ZN a e = Ihe ee Berut des Vaters | Beruf der Muiter 
D der Géhnrt = "= IK: lz A sowie Namen seiner sowie Namen ihrer 
E Zi SE Ab o KC Eltern Eltern 

H4 kel RAR © B 


19 
Tag und 
Monat 


Name 


2. Ehematrik. IE 
m See BE een E TER ER AR EE: EE REIFE EE RE NETTER CEET D e 


© o 5 3 : SE 
E ID Brautigam Brant Zeugen 
= 
2 2 5 ] | | We ] 
5a . Vor-u. Zuname, Beruf, | = „ | Vor- u, Zuname, Beruf, | | | 
CG Ru d d KA ` E? Anmerkung 
| I w 2 | Heimats- u. Geburtsort y~ | hg Heimats- u. Geburtsort | & | | Nora pi] e 
EN He = = | desselben sowie Vor- u. | 2 | n || 2 derselben sowie Vor-u. | 5 u |© \ Beruf 

onat gä K- el e ENZ -i HK Zunamen 
© eck Zunamen und Beruf |© £| 2 IH = Zunamen und Beruf | GRENG f 
Ge = seiner Eltern | kabel S ihrer Eltern 1 ei | Lë f 

I ji t 


3. Sterbematrik. l ; i i 
EE Rm WE WEE e EE EEE Ee E EE EE EN RA E 


D 19 Ge- 

E EE E 2 ? Schlecht 

5 = Z Vor- und Zuname, Beruf des LS mE Kränkheit 

ar s å EN $ a 

E 5 EA g AK Ier en. = 3 La and AARON 
$ N AIS such Vor- un Epos uh SS e a WER Ne gehe 

5 Ten dor Br ZS Beruf der Eltern Sal 1237| = S 

r a F E © ki D 

FH Todes, | stattung kd Ei HE z 


(Beilage „B“.) Formulare für röm.-kathol. Seelsorger. 


1. Geburts- und Taufschein. 


Diözese 


| K. u. k. österr.-ung. Okkupationsgebiet Dekanat ` T 


\ Kreis 


Geburts- und Taufsehein. 


| enthält im Bande ` ` Heite 


| Im Jahre des Herrn Eintausend = 


| das ist S 
| im Hause Nr. 


‚ Hochwürdigen Herrn 


Religion 


EE 
Name i éi = 
des Täuflings 


Vater Mutter 


Tautpaten Anmerkung 


Ehelich 
Unehelich 


i ji 
| 
! 


Die Übereinstimmung dieses Taufscheines mit den darin zitierten Aufzeichnungen 


der Geburtsmatrik bestätige ich durch eigenhändige Unterschrift und Beisetzung des | 


| Amtssiegels der Pfarre. 
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2. Trauungsschein. 


ZI. 


Diözese 


K. u. k. österr.-ung. Okkupationsgebiet Dekanat ` 


Trauungssehein. 


Die Ehematrik der Pfarre 7 für die Gemeinde 


enthält im Bande Heite ` unter fortlaufender Zahl -folgende Aufzeichnung: | 


Im Jahre des Herrn Eintausend & 


en, 


= des Monates S 


nach römisch-katholischem Ritus vom Hochwürdigen Herrn 
getraut: | 
VI ————— 


| 
Bräutigam Braut 
[i 


Vor- 


Vor- 


und Zuname und Zuname 


| 
Zeugen Anmerkung | 
| 


Religion 
Religion 


Die Übereinstimmung dieses Trauungsscheines mit den darin zitierten Aufzeich- 


| 
| 
| 
| 


nungen der Ehematrik bestätige ich durch eigenhändige Unterschrift und Beisetzung | 


des Amtssiegels der Pfarre, 


Far. .19 


3. Totenschein. 


Diözese 


| K. u. k. österr.-ung. Okkupationsgebiet Dekanat 


Totensehein. 


Die Sterbematrik der Pfarre für die Gemeinde ` 


| enthält im Bande Seite unter fortlautender Zahl. folgende Aufzeichnung: 


| Im Jahre des Herrn Eintausend £ 


das ist 3: : des Monates 
| im Hause Nr............... gestorben und wurde am... 


| 


| nach römisch-katholischem Ritus bestattet; 


Versehen Bestattet 
durch durch 


Vor- und Zuname 


Krankheit Anmerkung 


des Toten 


Religion 


Die Übereinstimmung dieses Totenscheines mit den darin zitierten Aufzeich- 
| nungen der Sterbematrik bestätige ich durch eigenhändige Unterschrift und Beise- 


tzung des Amtssiegels der Pfarre, 


am. 3 19 


(ZAR ki Gemeinde 
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(Beilage „B“.) Formulare für andere Matrikenführer. 


1. Geburtsschein. 


Kreis 7 
Geburtssehein. 
Die Geburtsmatrik der Gemeinde un. nenn enthält im | 


Bande Boite. unter fortlaufender Zahl...............tolgende Aufzeichnung: ` 


Im Jahre Eintausend S= 


das ist —— aM | des Monates _ 
ian Rauso Nr, ` geboren: 
5 2 
al S | 8 Eltern 
Name ss 2|=s|3 
des Kindes > N m Bu ge Anmerkung 
i EE = Vater Mutter 
“ı5|RA|P 


Die Übereinstimmung dieses Geburtsscheines mit den darin zitierten Aufzeich- | 
nungen der Geburtsmatrik bestätige ich durch eigenhändige Unterschrift und Bei- | 


setzung des Amtssiegels. 


am ee o AA 


Der Gemeindevorsteher: 
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2. Trauungsschein. 


Ta 


Kreis 


Trauungssehein. | 


Die Ehematrik der Gemeinde 


| 
| | 
| Bande ah... ....Seite.............._ unter fortlaufonder Zahl. — : | 


Im Jahre Eintausend 


| 


Bräutigam 


Zeugen Anmerkung 


Vor- Vor- 


und Zuname und Zuname 


Religion 


Die Übereinstimmung dieses Trauungsscheines mit den darin zitierten Aufzeich- | 
nungen der Ehematrik bestätige ich durch eigenhändige Unterschrift und Beisetzung 


des Amtssiegels. 


am. 19 


Der Gemeindevorsteher: 
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3. Totenschein. 


Gemeinde 
| y7 .. Pr . $ 
K. u. k. österr.-ung. Okkupationsgebiet 


| Kreis 


Totensehein. 


Die Sterbematrik der Gemeinde. „enthält im 


| Bande Seite unter fortlaufender Zahl `` ..folgende Aufzeichnung: | 


Im Jahre Eintausend 


das ist ` 


des Monates - 


| im Hause Nr. . bestattet: | 


Vor- und Zuname 
des Toten 


Ort der 
Bestattung 


Krankheit Anmerkung 


Religion 


Die Übereinstimmung dieses Totenscheines mit den darin zitierten Aufzeichnun- 


| gen der Sterbematrik bestätige ich durch eigenhändige Unterschrift und Beisetzung 
des Amtssiegels. 


am. 19. 


Der Gemeindevorsteher: 


8. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 23. April 1915, 


betreffend das Verbot von Zahlungen 
und die Anzeigepflieht von Sehulden 
nach feindliehen Staaten. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Ober- 
befehles übertragenen Befugnisse der obersten Zi- 
vil- und Militärgewalt finde Ich für die in öster- 
reichisch-ungarischer Militärverwaltung stehenden 
Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) anzuordnen, 
wie folgt: 


A. 


Zahlungsverbot. 
§ 1. 


Es wird bis auf weiteres. verboten, an An- 
gehörige von Russland, von Grossbritannien, Ir- 
land und der britischen Kolonien und Besitzun- 
gen, ferner von Frankreich und seinen Kolonien 
sowie an Personen, die in diesen Gebieten ihren 
Wohnsitz (Sitz) haben, mittelbar oder unmittelbar 
in bar, in Wechseln oder Schecks, durch Ueber- 
weisung oder in sonstiger Weise Zahlungen zu 
leisten sowie Geld oder Wertpapiere mittelbar 
oder unmittelbar nach diesen Gebieten zu über- 
weisen.“ 

Dieses Verbot gilt insbesondere auch gegen 
jeden Erwerber des Anspruches, der ihn nach dem 
Beginne der Wirksamkeit dieser Verordnung er- 
worben hat. 


§ 3 


Für Wechsel und Schecks, die unter dieses 
Zahlungsverbot fallen, wird die Zahlungszeit, die 
Frist für die Präsentation zur Zahlung und für die 
Protesterhebung bis auf weiteres hinausgeschoben, 


e 3. 


Die §§ 1 und 2 finden keine Anwendung auf 
Zahlungen in der österreichisch-ungarischen Mo- 
narchie oder im Okkupationsgebiete an Angehö- 
rige der in § 1 genannten Staaten, die in der 
österreichisch-ungarischen Monarchie oder ir den 
von österreichisch-ungarischen oder deutschen 
Truppen besetzten Gebieten Polens ihren Wohn- 
sitz haben, terner auf die in der österreichisch- 
ungarischen Monarchie oder im Okkupationsge- 
biete zu bewirkende Erfüllung von Ansprüchen, 


21 


die für Angehörige solcher Staaten im Betriebe 
ihrer in der. österreichisch-ungarischen Monarchie 
oder im Okkupationsgebiete betindlichen Nieder- 
lassungen entstanden sind, 

Die Leistung von Unterstützungen an Ange- 
hörige der österreichisch-ungarischen Monarchie 
bleibt gestattet, 

$.4 

Dem Etappenoberkommando bleibt vorbe- 
halten, Ausnahmen von dem Verbote des $ 1 zu- 
zulassen. 


EB 
Für die Dauer des Verbotes können Verzugs- 
zinsen nicht gefordert werden. 


$ 6. 

Der Schuldner kann sich dadurch befreien, 
dass er die geschuldeten Beträge oder Wertpa- 
piere bei der Kassa eines Armee-Etappenkomman- 
dos im Okkupationsgebiete hinterlegt. 

$7. 

Das von der kaiserlich russischen Regierung 
erlassene Verbot der Zablung, Uberweisung oder 
sonstigen Uebertragung von Geldsummen, Wert- 
papieren, Silber, Gold, Platin und jeglicher Art 
von Edelsteinen sowie Erzeugnissen aus den er- 
wähnten Metallen oder Steinen an österreichische, 
ungarische, deutsche oder türkische Staatsange- 
hörige, Anstalten oder Gesellschaften ist auf- 
gehoben. 


B. 
Anzeigepflicht. 
SS. 


Alle auf Geld oder Wertpapiere lautenden 
Guthaben und Forderungen, die den in § 1, Ab- 
satz 1, bezeichneten Personen zustehen, müssen 
vom Schuldner dem Armee- Etappenkommando sei- 
nes Aufenthaltsortes binnen vierzehn Tagen an- 
gezeigt werden, 


89. 


Der Anzeigepflicht unterliegen nicht: 

1. Guthaben und Forderungen, die kleiner 
sind als fünfhundert Kronen, zweihundert Rubel, 
fünfhundert Francs oder zwanzig Pfund; bei wie- 
derkehrenden Leistungen (Renten, Unterhaltsbei- 
träge usw.) ist: der Jahresbetrag der Schuld mass- 
gebend; 

2. Ansprüche auf Zahlungen der in $3 be- 
zeichneten Art. 


22 


§ 10. 


Die Anzeigen haben in tabellarischer Form 
Name und Adresse des Gläubigers and des Schuld- 
ners, den geschuldeten Betrag und den Rechts- 
titel des Anspruches zu enthalten. Sie sind auf 
dem Umschlage mit dem Vermerke „Ueber amt- 
liche Aufforderung“ zu bezeichnen und geniessen 
Stempel- und Portofreiheit, 

Gi 
Straf- und Schlussbestimmungen. 
S-I: 

Wer vorsätzlich der Vorschrift des § 1 zu- 
widerhandelt oder dies versucht, wird vom Ge- 
richte des Kreiskommandos seines Aufenthaltsor- 
tes, wenn nicht nach anderen Strafgesetzen eine 
höhere Strate verwirkt ist, mit strengem Arreste 
von einen Monate bis zu einem Jahre oder mit 
Geldstrate bis zu fünfzigtausend Kronen bestraft, 
Neben der Freiheitsstrafe kann Geldstrafe bis zum 
bezeichneten Ausmasse verhängt werden. 

Wer in anderer Weise einer Vorschrift die- 
ser Verordnung zuwiderhandelt, wird vom Ge- 
richte des Kreiskommandos seines Aufenthaltsor- 
tes mıt Geldstrafe bis zu zweitausend Kronen oder 
mit Arrest bis zu sechs Monaten bestratt. 

S Ei 

Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Kratt. 

Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 
~  Zudieser Verordnung wird verfügt, dass die 
im $8 erwähnten Anzeigen unverzüglich dem k. u. k, 
Kreiskommando in Wierzbnik zu erstatten sind. 


9, 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 23. April 1915, 
betreffend die Einführung des Gregoria- 
nisehen Kalenders und der mitteleuro- 
päisehen Zeit sowie die Aufhebung 
der sogenannten Galatage. 

Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten Ober- 
betehles übertragenen Befugnisse der obersten Zi- 
vil- und Militärgewalt tinde Ich für die in öster- 
reichisch-ungarischer Militärverwaltung stehenden 
Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) anzuordnen, 
wie folgt: 

j SI. 


Die Kalenderzeit wird nach dem Gregoria- 
nischen Kalender (neuer Stil) gerechnet. 
§ 2. 
Die Tageszeit wird nach der mitteleuropäi- 
schen Zeit gerechnet. 


83. 


Das Verbot der russischen Regierung, an den 
sogenannten „Galatagen“ Amtshandlungen vorzu- 
nehmen, wird autgehoben. 


SA 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Kraft. 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


10. 


Kundmachung des Etappenoberkommandos 
vom 23. April 1915, 
betreffend den Bezug des Verordnungs- 
blattes der k. u.k. Militärverwaltung 
in Polen. 

Aut Grund des $ 6, Absatz 2, der Verord- 
nung des Armeeoberkommandanten vom 16. Fe- 
bruar 1915, Nr, 2 V.-Bl., betreffend die verbin- 
dende Kundmachung von Gesetzen, Anordnungen 
und Befehlen, wird folgendes kundgemacht: 


5-4: 
Bestellung. 


Die Bestellung des Verordnungsblattes wird 
von jedem Postamte gegen eine Anzahlung von 
einer Krone entgegengenommen und an das zu- 
ständige Kreiskommando geleitet. Die Anzahlung 
wird bestätigt und berechtigt zum Bezuge von 
zwanzig aufeinanderfolgenden Stücken des Verord- 
nungsblattes. 

j § 2. 
Zustellung. 

Das Kreiskommando veranlasst daraufhin die 
Zustellung des Verordnungsblattes an den Abon- 
nenten, und zwar der bereits ausgegebenen Stücke 
sogleich, der folgenden Stücke gleichzeitig mit 
ihrer Versendung an die Gemeinden. 

§ 3. 
Weitere Bestellung und Zusendung. 

In der in §§ 1 und 2 vorgeschriebenen Weise 
ertolgt auch die Bestellung des Fortbezuges und 
dië weitere Zustellung des Verordnungsblattes. 


ES 
Einzelverkauf. 

Einzelne Stücke des Verordnungsblattes wer- 
den von jedem Kreiskommando zum Preise von 
zehn Hellern abgegeben. 

Der k. u. k. Etappenoberkommandant. 


11. 


Nachdem es sich herausgestellt hat, das 
seitens weiter Kreise der Bevölkerung noch 
immer 1 Rubel nicht mit 2 Kronen gleichgehal- 
ten wird, sondern dafür.ein weit höherer Betrag 
gerechnet wird, gibt das k. u.k. Kreiskommando 
neuerdings folgendes bekannt: 


1) Jeder, der sich nicht an die vorgeschrie- 
bene Relation 1 Silberrubel = 2 Kronen hält, 
wird im Betretungsfalle mit Arrest bis zu 20 
Tagen oder Geldstrafe bis zu 20 Kronen 
bestraft. 


2) Jeder, dem ein Fall der Wertherabse- 
tzung der Kronenwährung bekannt wird, ist 
verpflichtet, dies sofort dem nächsten Gendar- 
merieposten oder dem Gemeindeamt bzw. Ge- 
meindepolizisten anzuzeigen. Wer sich dieser 
Verpflichtung wissentlich enzieht, verfällt den- 
selben Strafen, die sub 1) bestimmt werden sind. 

3) In jedem Verkaufslokal ist an gut sicht- 
barer Stelle seitens der Geschäftsleute eine 
grosse, deutlich lesbare Tafel mit folgendem 
Inhalte anzubringen: 


1 Noten- oder Silber- 


rubel. =... .+24-Kronen 
1 Kopeke . 2 Heller 
1 Goldrubel . 2 Kronen 50 Heller 


1 Mark . 1 Krone 25 Heller 

Geschäfte, in denen solche Tafeln bis zum 
15 Oktober 1. J. nicht angebracht, oder nach 
diesem Tage nicht dauernd erhalten werden, vor- 
fallen der Sperre. 


12. 


Verordnung des Armmeeoberkommandanten 
von 27. Juni 1915, 


betreffend die Verwertung der Ernte. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten 
Oberbefehles übertragenen Befugnisse der ober- 
sten Zivil- und Militärgewalt finde. Ich für die 
In österreichisch-ungarischer Militärverwaltung 
stehenden Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) 
anzuordnen, wie folgt: 


Rii 
Verbot des Hoffnungskaufes der Ernteerzeugnisse. 


Verträge, womit die Ernte des Jahres 1915 
an landwirtschaftlichen Bodenerzeugnissen des 


23 


Okkupationsgebietes in Bausch und Bogen oder 
die Hoffnung dieser Ernte gekauft wird, sind 
verboten. 


Ausgenommen von diesem Verbote ist der 
Verkauf von Obst und Zuckerrübe. 


$.2, 
Anzeigepflicht von der diesjährigen Getreideernte. 


Wer bei der Ernte des Jahres 1915 im 
Okkupationsgebiete gewonnenes Getreide (Wei- 
zen, Roggen, Halbfrucht, Gerste, Hafer und Mais 
aller Art) in seiner Gewahrsame hat, ist ver- 
pflichtet, die Vorräte nach Menge, Gattung und 
Lagerungsort innerhalb einer Woche nach der 
Einlagerung dem durch Kundmachung des Kreis- 
kommandos bezeichneten Organe anzuzeigen. 


Die Anzeige ist innerhalb einer Woche nach 
der vollendeten Ausdreschung von je 100 Me- 
terzentnern oder, wenn der ganze Vorrat nicht 
100- Meterzentner beträgt, des ganzen Vorraätes 
zu wiederholen. 


Sun: 
Verbot des Verkehres mit Getreide. 


Es ist verboten, Getreide von anderen Per- 
sonen als von Organen des Kreiskommandos 
oder von den durch das Kreiskommando ermäch- 
tigten Personen zu kaufen oder an andere als 
diese Organe oder Personen zu verkaufen, wenn 
nicht vom zuständigen Kreiskommando eine 
Bestätigung erwirkt wurde, dass die betreffenden 
Getreidemengen: 


1. nicht von der Ernte des Jahres im Okku- 
pationsgebiete stammen oder 


2. von der k. u. k. Militärverwaltung nicht 
in Anspruch genommen werden. 


Das obige Verbot gilt nicht für die durch 
das Kreiskommando zum Kaufe und Verkaufe 
von Getreide ermächtigten Personen. 


Ss 4. 


Beschlagnahme und Ankauf der diesjährigen Getreideernte, 


Das in $ 2 bezeichnete Getreide sowie die 
daraus gewonnenen Müllereierzeugnisse können 
— mit Ausschluss jener Mengen, die der Produ- 
zent selbst zur Ernährung seines Hausstandes, 
als Saatgut für seine Liegenschaften oder als 
Futter für sein Vieh benötigt — mit Beschlag 
belegt und dem Inhaber gegen Bescheinigung 
abgenommen werden. 
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Für die beschlagnahmten Getreidemengen 
der Millereierzeugnisse wird der jeweils fest- 
gesetzte Höchstpreis, für das nach dem I, De- 
zember 1915 in unausgedroschenem Zustande 
beschlagnahmte Getreide jedoch nur die Hälfte 
dieses Höchstpreises bar ausgezahlt. 


Bis längstens 1. Jänner 1916 wird für jede 
der Beschlagnahme unterliegende Getreidemenge 
entweder die in $ 3, Punkt 2, vorgesehene Be- 
stätigung ausgestellt oder der Preis im Sinne des 
vorhergehenden Absatzes ausgezahlt. 


85. 
Strafbestimmungen. 


1. Wer ein in den $$ 1 oder 3 verbotenes 
Geschäft abschliesst, vermittelt oder beim Ab- 
schlusse oder der Vermittlung mitwirkt, 


2. wer die gemäss $ 2 geforderte Anzeige 
unterlässt oder hiebei unrichtige Angaben macht 
und wer dabei mitwirkt, 


wird vom Kreiskommando — soferne die 
Handlung nicht unter eine strengere Strafbestim- 
mung fällt — mit Geldstrafe bis zu fünftausend 
Kronen oder mit Arrest bis zu sechs Monaten 
bestraft. 


E 
Verbotswidrige Geschäfte. 


Geschäfte, die den Bestimmungen dieser 
Verordnung zuwiderlaufen, sind ungültig. 


Verbotswidrig verkauftes und gekauftes Ge- 
treide oder solche Müllereierzeugnisse sowie der 
Kaufpreis hiefür unterliegen dem Verfalle und 
werden vom Kreiskommando für Zwecke der 
Ernährung der Bevölkerung verwendet. 


807. 
Rückwirkende Kraft. 


Die $$ 1 und 6, Absatz 1, finden auch auf 
Geschäfte Anwendung, die vör Beginn der Wirk- 
samkeit dieser Verordnung abgeschlossen wurden. 


Was auf Grund dieser Geschäfte geleistet 
wurde, ist auf Verlangen zurückzustellen. Wenn 
hiedurch die wirtschaftliche Existenz des Produ- 
zenten oder seiner Familie beeinträchtigt wird, 
kann das Kreiskommando Erleichterungen für 
die Zurückstellung festsetzen. 


$ 5 findet auf Handlungen keine Anwen- 
dung, die vor Beginn der Wirksamkeit dieser 
Verordnung erfolgt sind. 


§ 8. 
Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem Tage ihrer 
Kundmachung in Kraft. 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


13. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
von 19. August 1915, 


betreffend das Polizeistrafrecht und Polizei- 
strafverfahren. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten 
Oberbefehles übertragenen Befugnisse der ober- 
sten Zivil- und Militärgewalt finde Ich für die 
in österreichisch-ungarischer Militärverwaltung 
stehenden Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) 
anzuordnen, wie folgt: 


Artikel I. 
Geltungsbereich. 


Diese Verordnung gilt für das Strafverfah- 
ren in allen jenen Fällen, für die das Verfahren 
nicht in der Militärstrafprozessordnung oder in 
der Strafprozessordnung für die ordentlichen 
Gerichte geregelt ist. 


Artikel II. 
Polizeistrafrecht. 
SL. 


Bei Übertretung einer gesetzlichen Vor- 
schrift oder einer Anordnung, die vom Militär- 
gouvernement oder Kreiskommando innerhalb 
ihrer Wirkungskreise und auf Grund ihrer ge- 
setzlichen Befugnisse erlassen und entsprechend 
kundgemacht wurde, kann der Kreiskommandant, 
wenn das Strafausmass nicht in anderer Weise 
gesetzlich bestimmt ist, Geldstrafen bis zu zwei- 
tausend Kronen oder Arreststrafen bis zu sechs 
Monaten androhen und verhängen. 


e 3 


Der Kreiskommandant kann den Gemeinde- 
vorstehern des Kreises oder einzelnen von ihnen 
die Befugnis erteilen, in seinem Namen für die 
Übertretung ortspolizeilicher Anordnungen Geld- 
strafen bis zu zwanzig Kronen oder Arrest- 
strafen bis zu zwei Tagen anzudrohen und zu 
verbängen. 


Der Gemeindevorsteher darf Strafen nur in 
Gegenwärt von zwei Gemeinderäten verhängen. 


Die Protokolle über dieStrafverhandlungen 
und die Ausweise über die Verwendung der 
Strafbeträge hat der Gemeindevorsteher dem 
Kreiskommando wöchentlich vorzulegen. 


Nähere Weisungen über das Strafrecht der 
Gemeindevorsteber und über das Strafverfahren 
kann der Kreiskommandant durch Kundmachung 
im Amtsblatte erlassen. 


Artikel III. 
Provisorische Strafverfügungen. 
8 3, 


Das Kreiskommando kann innerhalb des 
gesetzlichen Strafausmasses Geldstrafen bis zum 
Betrage von fünfzig Kronen oder Arreststrafen 
bis zu Dauer von fünf Tagen ohne voraus- 
gehendes Verfahren durch Strafverfügung fest- 
setzen, wenn ein behördliches Organ des Kreis- 
kommandos, ein Etappenstationskommandant oder 
ein im Dienste befindlicher Gendarm durch 
eigene Wahrnehmung oder durch das Geständ- 
nis des Beschuldigten von der Verletzung einer 
gesetzlichen Vorschrift Kenntnis erlangt. 


Der Kreiskommandant kann mit der Erlas- 
sung von Strafverfügungen im Sinne des ersten 
Absatzes und mit der Festsetzung der Strafe in 
demselben oder einem beschränkteren Umfange 
auch bestimmte Etappenstationskommandanten 
oder Gendarmeriepostenkommandanten betrauen. 


Die Strafverfügung muss nach dem als 
Beilage A angeschlossenen Formulare ausge- 
fertigt werden. 

SEI 

Gegen jede Strafverfügung kann binnen acht 
Tagen nach ihrer Zustellung beim Kommando, 
von dem sie erlassen wurde, Einspruch erhoben 
werden, 
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Der Einspruch kann schriftlich, mündlich 
oder telegraphisch erfolgen. Die Aufgabe des 
Einspruches zur Post oder zum Telegraphen 
gilt als Einbringung. 


Wenn innerhalb der achttägigen Frist der 
Einspruch nicht eingebracht wurde, ist die Straf- 
verfügung vollstreckbar, 


§ 5. 


Über Einsprüche entscheidet in allen Fällen 
das Kreiskommando. Wenn der Einspruch recht- 
zeitig erboben wurde, ist das ordentliche Poli- 
zeistrafverfahren einzuleiten. 


Ebenso ist das ordentliche Polizeistrafver- 
fahren einzuleiten, wenn dem Kreiskommando 
Tatsachen zur Kenntnis gelangen, die die Recht- 
mässigkeit der Strafverfügung in Zweifel stellen. 


Artikel IV. 
Ordentliches Polizeistrafverfahren. 


Das Strafverfahren wird vom Kreiskomman- 
do in der Regel auf Grund mündlicher Verhand- 
lung mit dem Beschuldigten durchgeführt, 


Über die Verhandlung wird ein Protokoli 
in Form des als Beilage B angeschlossenen 
Strafregisters aufgenommen. 


Mit der Vernehmung des Beschuldigten, der 
Zeugen sowie mit der Verkündung des Strafer- 
kenntnisses kann dass Kreiskommando das Etap- 
penstationskommando, das Gendarmerieposten- 
kommando oder die Gemeindevorstehung des 
Aufenthaltsortes des Beschuldigten oder des 
Zeugen betrauen. 


Im Falle der Verurteilung wird dem Verur- 
teilten auf sein Verlangen ein Auszug aus den 
Rubriken I, IV, VI, VII, VIII und IX des Straf- 
registers ausgefertigt. 


Artikel V. 
Widmung von Geldstrafen. 


Strafgelder und der Erlös für verfallene 
Gegenstände werden — soweit die bestehenden 


. gesetzlichen Vorschriften sie dem Staatsschatze 


zuweisen oder überhaupt keine Bestimmung über 
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ihre Verwendung enthalten -vom Kreiskommande 
für wobltätige Zwecke verwendet. 


Zu diesem Zwecke werden die von den 
Gemeindegerichten oder den Gemeinden einge- 
brachten Beträge der bezeichneten Art dem 
Kreiskommando überwiesen, 


Die Gemeinden können jedoch vom Kreis- 
kommando ermächtigt werden, die erwähnten 


Beträge gegen abgesonderte Verrechnung selb- 
ständig für die erwähnten Zwecke zu verwenden. 


Artikel VI. 
Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt am 1. September 
1915 in Kraft. 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


Beilage „A“, rotes Papier. 


Strafprotekoll Nr. ex 191 


Strafverfügung 


des 


Kat en A ee kommandos. 


(Name) 


wohnhaft in 


hat am (Zeit) 
in (Lator) 2 E 


(Handlung oder Unterlassung)... 


im Gesetze 
obwohl dies in der Verordnung des Armeeoberkommandanten vom 
in der Verfügung des ` 


verboten 
vorgeschrieben 
_ wird daher zu 


ist. 


einer Geldstrafe von ~ Kronen zu Gunsten der Armen, im Falle der Un- 


einbringlichkeit*) zu einer Arreststrafe in der Dauer von _ Tagen verurteilt. 
Handlung 

Unterlassung 
wirklich nicht schuldig zu sein, kann er innerhalb von acht Tagen nach der Zu- 


Wenn der Beschuldigte glaubt, der oben bezeichneten strafbaren 


stellung dieser Strafverfügung beim Wës kommando 
in schriftlich, mündlich oder telegraphisch Einspruch erheben, 
Wenn sich herausstellt, dass der Einspruch wahr ist, wird diese Strefver- 
fügang aufgehoben, 
Wenn der Einspruch innerhalb von acht Tagen nicht erhoben wird oder 
sich als unwahr herausstellt, wird die Strafe vollzogen. 


. am ER 191 


ES 


*) Wird nur Arreststrafe verhängt, nicht Passendes streichen! 
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K. u. k. kommando. SE 
Strafverfügung 
aut 
Kronen oder Tage Arrest. 


für die Armen 


Wenn unschuldig, innerhalb acht Tagen nach der Zustellung beim 


kommando Einspruch erheben! 


Adresse: 


Herrn 
Frau 


in 


Beilage „B“ 


K: uk Kreiskommando __ 


Strafregister. 


H| Fortlaufende Zahl 


| 
| 
| 


Amtliche Anzeige 
Vor- und Zuname, oder Vor- und Zuname, 
Alter, Stand, Beschäftigung | Alter, Stand, Beschäftigung 
und Aufenthaltsort des und Aufenthaltsort des 


Beschuldigten Beschädigten oder Privat- gelegt wird 
anzeigers 


Bezeichnung der Übertretung, 


die dem Beschuldigten zur Last 


m zu EE TA 


Übertretung des $ de ` 


begangen durch 


Vorstrafen: 


Geständnis oder Rechtfertigung 


des Beschuldigten 


Aussage der Zeugen oder Sachverständigen 


für oder wider den Beschuldigten 


desjenigen, was und wodurch dasselbe des Erkenntnisses unter Bezeichnung der über- 


Bezeichnung Inhalt und Datum 


als erwiesen angenommen wird tretenen Vorschrift und unter amtlicher Fertigung 


COUP 8 IE Te a BEE E E Ss, 


wird wegen Ü bertretung de 


Erschwerend: 


ge mäss 


zu einer Geldstrafe vor 


Kronen zu Gun- 


sten der Armen, für den Fall der Uneinbringlichkeit 


mit Arrest in der Dauer 


Mildernd: verurteilt. 


am 


Im Strafvormerke eingetragen unter 


Post-Nr. 


von 


Stunden 
Tagen 
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Entschädi- 
gung 
welche 
durch das 
Erkenntnis 
ausgespro- 
chen wurde 


şt 


Das Erkenntnis verkündet Vollzug 
Anmerkung 
| am des Erkenntnisses am 
e Sa } Sr i XII 
Datum: 


1 


H Unterschrift des Bestraften: 


Unterschrift 


des verkündenden Organes: 


Nähere -Weisungen und Verordnungen 
betreffend das Polizeistrafrecht werden seitens 
des k. u. k. Kreiskommandos nachträglich kund- 
gemacht werden. 


14. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 26. Juli 1915, 


betreffend die Bindung des Tabakhandels an 
eine Koncession. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten 
Oberbefehles übertragenen Befugnisse der ober- 
sten Zivil- und Militärgewalt finde Ich für die in 
österreichisch-ungarischer Militärverwaltung ste- 
henden Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) an- 
zuordnen, wie folgt: 


Get: 
Konzessionspflicht. 


Zum Betriebe des Handels mit Tabak ist 
die Bewilligung (Konzession) des Kreiskomman- 
dos notwendig, in dessen Amtsgebiete der Betrieb 
stattfinden soll. 

Über die Bewilligung wird eine Urkunde 
(Konzessionsurkunde) ausgestellt. 


Se 
Konzessionsinhaber. 


Die Konzession wird nur durchaus verläss- 
lichen und unbescholtenen Personen erteilt, die 
eine entsprechende allgemeine und kaufmännische 
Bildung besitzen. 

Der Betrieb des Gewerbes durch einen 
Pächter ist verboten. Der Betrieb durch einen 
Stellvertreter auf Rechnung des Konzessionsin- 
habers bedarf der Genehmigung des Kreiskom- 
mandos. Der Stellvertreter muss den Vorausse- 
tzungen des ersten Absatzes entsprechen. 


Nach dem Tode des Konzessionsinhabers 
kann das Gewerbe für Rechnung der Witwe, 
die mit ihm bis zum Tode in. gemeinsamem 
Haushalte gelebt hat, während des Witwenstan- 
des oder für Rechnung der erbberechtigten min- 
derjährigen Deszendenten bis zur erreichten 
Grossjährigkeit auf Grund der früheren Konzes- 
sionsurkunde fortgeführt werden; dem Kreiskom- 
mando ist hievon die Anzeige zu erstatten und, 
nach Erfordernis, ein im Sinne des vorhergehen- 
den Absatzes geeigneter Stellvertreter namhaft 
zu. machen, 
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S 3. 


Betriebsort und Betriebsstätte. 


Die Konzession wird nur für solche Orte 
erteilt, in denen die Eröffnung des Betriebes den 
Bedürfnissen der Bevölkerung entspricht. 

Die Konzession. wird nur für bestimmte 
Betriebsstätten erteilt, die hiefür in sanitärer Hin- 
sicht geeignet sind und deren polizeiliche Über- 
wachung keine Schwierigkeit verursacht. 

Der Militärgouverneur kann für den Tabak- 
handel sanitäre und finanzpolizeiliche Vorschrif- 
ten erlassen. 


$4. 
Übersiedlung. 


Auf Grund derselben Konzession kann der 
Tabakhandel nur in einer Gemeinde und nur in 
den in der Konzessionsurkunde bezeichneten 
Betriebsstätten ausgeübt werden. 

Bei Übersiedlung innerhalb derselben Gemein- 
de ist dem Kreiskommando, wenigstens «ine 
Woche vor Eröffnung des Betriebes in der neuen 
Betriebsstätte, die Anzeige zu erstatten. Das 
Kreiskommando kann den Betrieb einstellen, 
wenn die Betriebsstätte den Anforderungen des 
$ 3 nicht entspricht. 


S 5: 
Art und Umfang des Betriebes. 


Die Konzessionsurkunde bestimmt die Art 
und den Umfang des Betriebes, insbesondere ob 
die Ware nur an Kleinverschleisser oder‘ auch 
unmittelbar an Konsumenten abgegeben ` wer. 
den darf. 

Dem Konzessionsinhaber kann vom Militär- 
gouverneur die Einfuhr der in $ 1 der Verord- 
nung des Armeeoberkommandanten vom 27. Juni 
1915, Nr. 22 V. D, bezeichneten Tabakwaren, 
neben den nach $ 3 dieser Verordnung bestellten 
Tabakimporteuren, gestattet werden, 


§ 6. 
Behördliche Aufsicht. 


Der Betrieb des Tabakhandels ist unter 
amtliche Aufsicht gestellt. 

Den zur Ausübung dieser Aufsicht berufe- 
nen Organen ist der Eintritt in die Gewerbe- 
räume, deren Durchsuchung sowie die Einsicht 
in die Geschäftsbücher und sonstigen Aufzeich- 
nungen über den Tabakhandel freigestellt. 


8 7. 
Strafbestimmungen. 
Übertretungen dieser Verordnung oder einer 
auf Grund derselben erlassenen Vorschrift wer- 
den vom Kreiskommando — soferne die Hand- 
lung nicht unter eine strengere Strafbestim- 
mung fällt — mit Geldstrafe bis zu fünftausend 
Kronen oder mit Arrest bis zu sechs Monaten 

bestraft. 
Neben der Freiheitsstrafe kann Geldstrafe 
bis zu dreitausend Kronen verhängt werden, 


$ 8. 
Zwangsmassnahmen. 


Die Konzession kann jederzeit entzogen 
werden. 

Sie muss entzogen werden, wenn die 
Voraussetzung der Verlässlichkeit oder Unbe- 
scholtenheit des Konzessionsinhabers wegfällt 
oder beim Betriebe diese Verordnung oder eine 
auf Grund derselben erlassene Vorschrift trotz 
wiederholter Bestrafung und behördlicher Mah- 
nung nicht eingehalten wird. 

Zur Sicherung des Erfolges kann das Kreis- 
kommando die Betriebsstätte zwangsweise schlies- 
sen und die Beschlagnahme. der Waren ver- 
fügen. 

89. 
Übergangsbestimmungen. 


Personen, die ` bei Inkrafttreten dieser 
Verordnung den Handel mit Tabak betreiben, 
sind zum Fortbetriebe dieses Gewerbes im bis- 
herigen Umfange ohne Erwirkung einer Konzes- 
sion berechtigt, soferne sie den Betrieb, seinen 
Standort und Umfang binnen sechs Wochen beim 
Kreiskommando anzeigen. 

Die Vorschriften des $ 2, Absatz 2 und 3, 
des $ 3, Absatz 3, sowie der $$ 4, 6, 7, finden 
auch auf diese Betriebe Anwendung. 

Die Befugnis zum Tabakhandel kann jeder- 
zeit und muss unter den in $ 8 bezeichneten 
Bedingungen entzogen werden. 


$ 10, 
Wirksamkeitsbeginn. 


Diese Verordnung tritt mit dem 1. August 
1915 in Kraft. S 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


Verordnung des Armeeoberkommandanten 
vom 27. Juni 1915, 


betreffend die Einfuhr und den Absatz 
von Zigaretten. 


Auf Grund der Mir kraft Allerhöchsten 
Oberbefehles übertragenen Befugnisse der ober- 
sten Zivil- und Militärgewalt finde Ich für die 
in österreichisch-ungarischer Militärverwaltung 
stehenden Gebiete Polens (Okkupationsgebiet) 
anzuordnen, wie folgt: 


ER 

Die Einfuhr von Zigaretten ist—ausser der 
Zahlung des Zolles — an den Nachweis der 
kntrichtung des Zollzuschlages (Verordnung des 


Armeeoberkommandanten vom 27. Juni 1915, 
Nr. 22 V. Bl.) gebunden. 


e 3 

Die Einhebung des Zollzuschlages für Ziga- 
retten der- österreichischen oder ungarischen 
Tabakregie richtet sich nach den von der zu- 
ständigen k. k. oder königlich ungarischen Fi- 
nanzbehörde erlassenen Vorschriften. 

Für andere Zigaretten wird der Zollzuschlag 
gleichzeitig mit der Einhebung des Gewichtzolles 
eingehoben. 


ER? 


Als Nachweis der Entrichtung des Zollzu- 
schlages werden die für den Kleinverschleiss 
bestimmten Packungseinheiten mit amtlichen 
Schleifen (Zollzuschlagschleifen) versehen; auf 
diesen Schleifen sind die Preisgrenzen, innerhalb - 
deren im Kleinverschleisse die einzelne Zigarette 
verkauft werden darf, in Kronen- und Markwäh. 
rung anzugeben. 

Zigaretten, die nicbt in der im ersten Ab- 
satze bezeichneten Weise verpackt und bezeich- 
net sind, dürfen nicht eingeführt werden. 


§ 4. 

"Vom 15. Juli 1915 angefangen dürfen Ziga- 
retten nur in den mit den Zollzuschlagschleifen 
versehenen Packungen ($ 3), an Konsumenten 
auch einzeln,in diesem Falle aber nur aus den 
erwähnten Packungen verkauft werden. 


ER 
Zigaretten, die sich schon vor Wirksamkeit 


dieser Verordnung im Okkupationsgebiete be- 
funden haben, dürfen vom 15. Juli 1915 angefan- 


gen nur verkauft werden, wenn die Packungen 
nachträglich mit den den Detailverkaufpreisen 
entsprechenden Zollzuschlagschleifen versehen 
wurden. 

Zum Bezuge dieser Schleifen sind die amt- 
lich bestellten Importeure gegen Entrichtung des 
entfallenden Zollzuschlages berechtigt; sie sind 
auf Verlangen jedes Händlers gegen Ersatz des 
Zollzuschlages zur Vermittlung des Bezuges der 
Zollzuschlagschleifen verpflichtet. 


$ 6. 
Die Zollzuschlagschleifen sind an den Pa- 


ckungen so lange unversehrt zu erhalten, bis 
diese geöffnet werden. 


Der Händler darf von jeder Zigarettensorte 


und Packungsart nur je eine Packung für den 
Detailverkauf geöffnet halten; die Reste der 
Zollzuschlagschleifen sind an den Packungen zu 
belassen. 

Ganz oder teilweise entleerte Packungen 
dürfen mit Zigaretten nicht nachgefüllt werden; 
ganz entleerte Packungen sind nebst den auf 
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ihnen vorhandenen Resten der Zollzuschlag- 
schleifen zu vernichten. 


Ne 
Die Nachmachung, Verfälschung oder Un- 
terschiebung von Zollzuschlagschleifen wird als 


Nachmachung, Verfälschung oder Unterschiebung 
öffentlicher Urkunden strafgerichtlicht geahndet. 
SR 
Übertretungen dieser Verordnung werden 
— soferne sie nicht unter die $$ 5 bis 9 der 
Zollordnung (Verordnung des Armeeoberkomman- 
danten vom 31. Mai 1915, Nr. 15 V. Bl.) oder 
unter die Militärstrafgesetze fallen — vom Kreis- 
kommando mit Geldstrafe bis zu zweitausend 
Kronen oder mit Arrest bis zu sechs Monaten 
bestraft. 
89. 
Die Verordnung tritt mit dem 1. Juli 1915 
in Kraft. 


Erzherzog Friedrich, FM., m. p. 


K. u. k. Kreiskommandant in Wierzbnik 
JOSEF KRUZLEWSKI 


Druk. ST. SWIECKI, KIELCE. 


k. u. k. Oberst. 
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